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solle den Hochwasserschutz nun
schnell realisieren. Zustimmung
mit Einschränkungen im Bewusst-
sein „der Verantwortung, der wir
uns stellen müssen“, kündigte Dr.
Raphael Fechler für die SPD an.
„Bauchweh“ hatte er bei der Höh-
erlegung der Allee, sah die Däm-
me XXVa und XXVI wegen der
„Sicherung landwirtschaftlicher
Flächen“ kritisch und auch die
„Ertüchtigung von Damm XXV“.
Ebenso wie die Fraktionsvorsit-
zende der Grünen, Bettina Lis-
bach, die für weitere Verbesserun-
gen in Richtung Natur und Rena-
turierung plädierte. Der Hochwas-
serschutz dulde wegen des ver-
schärften Klimawandels jedoch
keinen Aufschub mehr. Verzichten
könne man allerdings auf Binnen-
entwässerungsgräben. Die Um-
schließung des Rheinparks mit vier
Meter hohen Spundwänden schie-
ße über das Ziel hinaus, mittels Vi-
sualisierung solle sich die Bevölke-
rung selbst ein Bild machen.

Das fand auch Dr. Eberhard Fi-
scher (KULT). Das Wasser könne
an den wenigen infrage kommen-
den Tagen über die heutige Her-
mann-Schneider-Allee fließen, das
sei billiger, so Fischer. Für „eine
runde Sache“ hielt Dr. Paul
Schmidt (AfD) das Konzept und
regte an, das „Tiergehege anders-
wo, etwa im Oberwald, fortzufüh-
ren“. Den Wunsch nach Visualisie-
rung einzubringen, versprach OB
Dr. Frank Mentrup und brachte
alle Statements auf den Punkt: „Es
muss vorangehen.“ -cal-

Konsens: „Es muss vorangehen“
Gemeinderat befürwortet Antrag des Landes zur Planfeststellung für Retentionsraum

Den Antrag des Landes zur was-
serrechtlichen Planfeststellung für
den Bau und Betrieb des Retenti-
onsraumes (Polder) Bellenkopf/
Rappenwört hat der Gemeinderat
bei fünf Gegenstimmen in seiner
Stellungnahme befürwortet.

Bis auf den im Antrag bereits
enthaltenden Punkt 2 – Untersu-
chung alternativer Ausführungen
des Hochwasserdamms XXV –
wurde ein Änderungsantrag von
Grünen, KULT, GfK, Die Linke und
FW abgelehnt. Karlsruhe setzt sich
also dafür ein, die Planung des Re-
gierungspräsidiums (RP) für einen
steuerbaren Polder mit einem
Rückhaltevolumen von 14 Millio-
nen Kubikmetern nach rund acht-
jähriger Diskussion im Rahmen
des Integrierten Rheinprogramms
fortzusetzen. Der Polder soll auf
den Gebieten von Karlsruhe,
Rheinstetten und Au am Rhein lie-
gen. Er soll grundsätzlich offen
sein, so dass bis zu einem Abfluss
von 4 000 Kubikmetern pro Sekun-
de am Pegel Maxau ungesteuerte
Flutung erfolgt. Eine Hochwasser-
flutung gäbe es erst bei mehr als
4 500 Kubikmetern. Vorgesehen ist
etwa, das Rheinstrandbad Rap-
penwört, die Eiswiesen und die
Parkplätze durch eine Spundwand
zu schützen, die Hermann-Schnei-
der-Allee um 2,10 Meter höher zu
legen, inklusive vier Wasserdurch-
lässen unter ihr, den Damm XXV
auszubauen, Binnenentwässe-
rungsgräben zwischen den Däm-
men XXVa und XXVI zu ziehen

und einen Ringdamm um das Na-
turschutzzentrum unter Aufgabe
der Tiergehege zu legen. CDU-
Fraktionschef Tilman Pfannkuch
bekräftigte Solidarität mit den Un-
terliegern. Die CDU stimme „un-
eingeschränkt zu“. Wesentlich sei-
en die Steuerung des Wassers und
die Höherlegung der Straßenbahn.
Das RP könne weitere Einwendun-
gen berücksichtigen. Das Land

Bau und Betrieb des Polders „Bellenkopf/Rappenwört“:

Kultur muss
Raum suchen

Viele Kulturschaffende sind
auf der Suche nach geeigne-
ten Räumen. Um ihnen zu hel-
fen, beantragten die Grünen,
eine Übersicht zu erstellen, die
zeigt, welche Räumlichkeiten
wann von städtisch geförder-
ten Kultureinrichtungen ge-
nutzt werden. Außerdem solle
die Verwaltung erfassen, wel-
che Räume zur kulturellen
Nutzung verfügbar sind und
wie der Raumbedarf aussieht.
Ziel sei es, die Räume mehr-
fach nutzbar zu machen. Da
der Antrag dem Handlungs-
feld „Raum für Kultur“ ent-
spreche und der Aufwand in
keinem Verhältnis zum Nut-
zen stehe, zumal das Personal
für eine solche Erhebung und
die Pflege fehle, empfahl die
Verwaltung, den Antrag abzu-
lehnen. Der Gemeinderat folg-
te dieser Einschätzung. -jäm-

Kein Beauftragter
für den Tierschutz

Nach dem letztjährigen Antrag
der Grünen, einen ehrenamtli-
chen kommunalen Tierschutzbe-
auftragten einzusetzen, und der
Behandlung des Themas im Aus-
schuss für öffentliche Einrichtung
legte die Fraktion den Antrag jetzt
erneut dem Gemeinderat vor.
Auch die Tierschutzvereine hiel-
ten laut GRÜNE weiter an dieser
Forderung fest. Bisher überneh-
men Veterinäre Aufgaben, die
dem Tierschutzbeauftragten zu-
fallen sollen. Der Antrag wurde
mehrheitlich abgelehnt.

Aus den Reihen der CDU und
FDP kamen die Einwände, dass es
die zuständigen Profis bisher gut
machten, die Anforderungen zu
hoch seien. Die AfD erklärte, zwar
grundsätzlich für die Schaffung ei-
ner solchen Stelle zu sein, doch
wegen der zu erwartenden Kosten
sei das nicht umsetzbar. Die SPD
forderte einen stärkeren Mei-
nungsaustausch zwischen Stadt
und Organisationen. -jäm-

Mehr Ganztagsschule
Rahmenkonzeption bleibt / Dissens um Elternwille

Klar über ein Drittel von Karlsru-
hes 44 öffentlichen Grundschulen
bietet inzwischen oder ab kom-
mendem Schuljahr Ganztagsbe-
trieb an. Mit deutlicher Mehrheit
beschloss der Gemeinderat, diesen
in Wahlform auch an der Ober-
waldschule Aue einzuführen – ein
mehrheitlich abgelehnter GfK-An-
trag wollte die dortige Hort-Schlie-
ßung von einer Elternbefragung
abhängig machen –, und die im
Versuch bewährte Marylandschule
dem Gesetz anzupassen. In der bei

15 Gegenstimmen passierten ers-
ten Fortschreibung von Rahmen-
konzeption und Richtlinie heißt es
aber: „Der Ausbau der Ganztags-
grundschulen wird nicht so schnell
erfolgen, wie es notwendig wäre,
um den bestehenden und den zu
erwartenden Bedarf an Bildungs-,
Erziehungs- und Betreuungsange-
boten abzudecken.“

Letztere seien vielen Eltern am
wichtigsten, erklärte Bettina Mei-
er-Augenstein (CDU) mit Verweis
auf Umfragen. Auch Parteifreund
Detlef Hofmann betonte den El-
ternwillen. Seine Fraktion trage die
Ganztagsschule – offizielles Basis-
modell der Stadt – mit: als Option,
nicht als Allheilmittel. „Im Ganz-
tagsbetrieb ist mehr individuelle
Förderung möglich“, unterstrich
Sibel Uysal (SPD). Dr. Paul Schmidt
(AfD) nannte es „sehr fragwürdig“,
ob das System funktioniert, wäh-
rend Alexander Geiger (GRÜNE)
sich von dessen essenzieller Eig-
nung und Notwendigkeit über-
zeugt gab. Die Ablehnung einer
Rahmenkonzeption sei bedauer-
lich. OB Dr. Frank Mentrup erin-
nerte an den einstimmigen Be-
schluss zur Einführung im Novem-
ber 2013. Und Wahlfreiheit bedeu-
te nicht, dass Eltern jeden Wunsch
einbringen, sondern Ganztagsan-
gebote annehmen können oder
nicht. Der im Plenum umkämpfte
Hort, habe sich „vom Stief- zum
Lieblingskind“ entwickelt, so Bür-
germeister Martin Lenz, doch die
Ganztagsschule positive Aspekte
übernommen. Während Karl-
Heinz Jooß (FDP) „möglichst hohe
Flexibilität“, Wahlrecht und glei-
che Ressourcen forderte, warnte
Linke-Stadtrat Niko Fostiropoulos
vor „Bildung à la carte“. -mab-

Grundbuch in
Karlsruhe einsehen

Im Rahmen der Grundbuchre-
form wurden staatliche Grund-
buchämter schrittweise in zentrale
Amtsgerichte verlagert, das für
Karlsruhe zum Amtsgericht Maul-
bronn. Um ortsnahe Einsichtsmög-
lichkeit zu erhalten, beschloss der
Gemeinderat im Mai die Einrich-
tung einer zunächst befristeten
kommunalen Einsichtsstelle Karls-
ruhe-Stadt. Die Stelle wird jetzt wie
die für Neureut dauerhaft. Dies
und die dazu notwendigen Plan-
stellen beschloss das Plenum am
Dienstag einstimmig. -trö-

Streik: Erstattung
von Kita-Gebühren

Der Streik in städtischen Kin-
dertageseinrichtungen wirkt
nach. Einstimmig folgte der Ge-
meinderat dem Vorschlag der
Stadt, Eltern auf freiwilliger Basis
die Gebühren für die ausgefalle-
nen zehn Betreuungstage zu er-
statten und sie tageweise abzu-
rechnen. Die Kosten der Entschä-
digung belaufen sich nach Ver-
waltungsangaben auf 23 0000
Euro, über Details der Rückerstat-
tung werden die Eltern zeitnah in-
formiert. Von März bis Mai war es
wegen des Arbeitskampfs im Sozi-
al- und Erziehungsdienst wieder-
holt zu Kita-Schließungen gekom-
men. Eltern mussten Alternativen
finden, Urlaubstage oder unbe-
zahlten Urlaub nehmen. -maf-

ERSTATTUNG DURCH DIE KOMMUNE: Karlsruher Eltern bekommen
die trotz des Kita-Streiks gezahlten Gebühren zurück.

Akademie darf
weiter wachsen

Die 2007 gestartete Merkur
Akademie International wurde
2012 erweitert und möchte nun
zwei Schulsportplätze, mittel-
fristig eine weitere bauliche
Erweiterung in Angriff neh-
men. Daher hat sie 0,8 Hektar
Fläche gekauft. Ein Bebau-
ungsplan stellt sicher, dass sich
der 2,2 Hektar große Gesamt-
bereich (nördlich New-York-
Straße) einheitlich entwickelt.
Das Plenum fasste einhellig
den Satzungsbeschluss für den
Plan mit Sondergebiet für
Schule, Sport, Kultur und Woh-
nen. Um vielfältigen Schulbe-
trieb zu ermöglichen, sollen
Gebäude mit Wohnungen für
Betriebsinhaber und -leiter,
Aufsichts- und Bereitschafts-
personal sowie Internatsschü-
ler zugelassen werden. -rie-

DIE PLANUNGEN zum barrierefreien Ausbau der Haltestelle Bahn-
hofsvorplatz sollen frühestens ab 2018 wieder aufgenommen werden.

• Investitionsprogramm
Die Stadt Karlsruhe erhält nach

dem Gesetz zur Förderung von In-
vestitionen finanzschwacher Kom-
munen als Zuwendungsbudget
nach pauschalen Maßstäben rund
5,8 Millionen Euro. Der Gemeinde-
rat soll am 15. Dezember über die
Verwendung der Bundesmittel ent-
scheiden. Erkundigt in dieser Sa-
che hatte sich die CDU-Fraktion.

• Barrierefreier Ausbau
Die Planungen zum barrierefrei-

en Ausbau der Haltestelle Bahn-
hofsvorplatz sind im November
2014 vorläufig eingestellt worden.
Grund war die „verkehrliche Be-
lastung der Bürger durch die zahl-
reichen Baumaßnahmen infolge
der Kombilösung“. Eine Wieder-
aufnahme der Planung ist laut Ver-
waltung frühestens ab 2018 vorge-
sehen. Der behindertengerechte
Umbau der Haltestelle Ebertstraße
soll im Mai 2016 beginnen, und
zwar unter laufendem Betrieb.
Nachgehakt hatte die SPD. -res-

Fragen und Antworten
der Arbeitsleistung nur vorüberge-
hend besteht. Grundsätzlich ist es
der Stadt wichtig, ihren Beschäftig-
ten eine verlässliche und sichere
Lebensgestaltung zu ermöglichen.
Nachgefragt hatten Stadträtin Sa-
bin Zürn (Die Linke) und Kollege
Niko Fostiropoulos.

• Befristete Beschäftigung
Insgesamt sind bei der Stadt 412

Personen befristet beschäftigt
(Stand 31. August 2015), dies ent-
spricht 7,3 Prozent aller Beschäftig-
ten. Gründe dafür können vorlie-
gen, wenn ein Arbeitnehmer einen
anderen vertritt oder der Bedarf an

verantwortlicher Bedarfsplanung“
wertete und das „unrealistische
Erwartungen schüre“. Auch Jo-
schua Konrad (GRÜNE) hielt es für
unsinnig, Hortplätze auszuweisen,
die möglicherweise mit dem An-
gebot der Ganztagsschulen kon-
kurrierten. KULT-Stadtrat Max
Braun sah die Fortschreibung der
Bedarfsplanung insgesamt als
„wichtigen Schritt für Gegenwart
und Zukunft“. Einstimmig be-
schloss das Plenum auch aktuali-
sierte Förderrichtlinien für Kitas
und Krippen und genehmigte für
2015 darüber hinaus überplanmä-
ßige Aufwendungen bei den Zu-
schüssen zu den Betriebskosten
der Kitas freier Träger. -maf-

Die Nachfrage nach Betreuung
reißt nicht ab. Wieder hat der Ge-
meinderat einhellig weitere Kita-
und Hortprojekte in die Bedarfs-
planung bis 2017 aufgenommen.
Mit 90 zusätzlichen Plätzen für die
Kleinsten, 100 für Kinder ab drei
Jahren und 40 neuen Hortplätzen
bewältige Karlsruhe den sozialen
Wandel nach Überzeugung von
Sozialbürgermeister Martin Lenz
sehr gut. Allein für bis zu Dreijähri-
ge stehen bis 2017 dann voraus-
sichtlich 3 861 Plätze zur Verfü-
gung, was wiederum einer Quote
von rund 48 Prozent entspricht.

Diskussion gab es um Hortange-
bote. Knielinger Familien sei nicht
gedient, wenn im Neubaugebiet

2.0 erst 2017 eine Einrichtung öff-
ne, sie benötigten „am besten ges-
tern“ Betreuungsmöglichkeiten für
ihre Grundschulkinder, plädierte
CDU-Stadträtin Karin Wiedemann
für unbürokratische Provisorien,
die sofort greifen. Auch Stadtteile
wie Neureut-Kirchfeld, Süd- und
Südweststadt sowie Grünwinkel
und Mühlburg sind nach Ansicht
der AfD nicht angemessen ausge-
stattet. In einem Ergänzungsan-
trag, der zur vertieften Beratung in
den Jugendhilfeausschuss verwie-
sen wurde, forderte Marc Bern-
hard 100 weitere Hortplätze sowie
verlässliche Zahlen zu Wartelisten.
Ein Ansinnen, das SPD-Stadträtin
Yvette Melchien als „Gegenteil

Betreuung bleibt ein Dauerbrenner
Gemeinderat: Aufnahme weiterer Kita- und Hortprojekte in die Bedarfsplanung

Neubau bei Parzival
Karl-Stockmeyer-Schule soll eigenes Gebäude erhalten

Keine Einwände: Ohne Diskus-
sionsbedarf stimmte der Gemein-
derat in seiner Sitzung am Diens-
tag einstimmig dem Satzungsbe-
schluss zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan „Beuthener Stra-
ße östlich Parzivalstraße“ zu. Da-
mit sind die planrechtlichen Vo-
raussetzungen für den Ausbau des
bestehenden Angebots des Parzi-
val-Zentrums in Hagsfeld gege-
ben. Für die inklusiv arbeitende
Karl-Stockmeyer-Schule soll ein
eigenes Schulgebäude gebaut

werden. Bislang ist die Schule im
Parzival-Zentrum untergebracht,
mit dem die Räume verbunden
werden sollen. Der Trägerverein
des Parzival-Zentrums verzeichnet
eine stetige Nachfrage nach Schul-
plätzen nach dem Konzept der
Waldorfpädagogik. Die Karl-
Stockmeyer-Schule wird bis zu 200
Schüler in acht Klassenräumen
aufnehmen. Außerdem möchte der
Verein der „Freunde der Erzie-
hungskunst Rudolf Steiners“ ein
Bürogebäude errichten. -rie-

WEITERER AUSBAU beschlos-
sen: das Parzival-Zentrum.

Im Grünstreifen zwischen Süd-
licher und Nördlicher Hildapro-
menade erinnert seit 1964 ein
Gedenkstein an die 35. Infante-
rie-Division. Das als überdimen-
sionaler steinerner Sarg gestalte-
te Ehrenmal (unser Bild) betrau-
ert nicht die Toten der Einheit,
sondern stilisiert die Gefallenen
wie die 35. Division insgesamt zu
Opfern und gibt deren Taten im
Krieg gegen die frühere Sowjet-
union als besonders zu ehrendes
Vermächtnis an die Nachgebore-
nen weiter. Es spiegelt somit den
Umgang der frühen Bundesre-

publik mit der NS-Geschichte
wider, die Verbrechen der Wehr-
macht im Angriffskrieg gegen
die Sowjetunion ausblendete
oder leugnete. Damit konterka-
riert das steinerne Zeugnis nicht
nur den aktuellen Stand der For-
schung, sondern entspricht auch
nicht mehr heutigen Wertvorstel-
lungen zur Wahrung und Vertei-
digung von Frieden und Men-
schenrechten. Eine kommentie-
rende Stele soll künftig das Eh-
renmal ins rechte Licht rücken.
Mit überwältigender Mehrheit
stimmte der Gemeinderat am

Dienstag bei vier Enthaltungen
dafür, beim Denkmal eine Erin-
nerungsstele mit erklärenden
Texten aufzustellen, die zum ei-
nen die Gräuel der 35. Infante-
rie-Division wie die Mordaktion
an 9 000 Zivilisten 1944 bei Osa-
ritschi benennen, zum anderen
die Rolle des Denkmals als Zeug-
nis der Zeitgeschichte erläutern.
Die Stele soll laut OB Dr. Frank
Mentrup am 27. Januar 2016 in
Verbindung mit der Gedenkver-
anstaltung an die Opfer des Na-
tionalsozialismus an ihren Platz
kommen. -trö-/Fotos (4): Fränkle

Gedenkstein ins rechte Licht rücken
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